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Besondere Vertragsbedingungen zur 
Ressourcenstudie: Entwicklung eines Analysewerkzeugs zur Bewertung von Power-to-X- und Biomass-to-X-Routen des PtX Lab Lausitz
Teil 1: Vorbestehende Leistungsergebnisse und Nutzungsrechte
§ 1.1: Vorleistungen Ifeu-Studie, sonstige der ZUG-Vorleistungen
§ 1.1.1 Gegenstand und zweckgebundene Bereitstellung der Vorleistungen
(1) Vorleistungen im Sinne dieses § 1.1 sind die von der Auftraggeberin zur Vertragserfüllung bereitgestellten Unterlagen, Daten, Tabellen, Abbildungen und sonstigen Materialien. Hierzu gehören insbesondere die in Anlage 1 zur Leistungsbeschreibung enthaltenen Ergebnisse der ifeu-Studie.
(2) Die Vorleistungen werden dem Auftragnehmer ausschließlich zur Vertragserfüllung überlassen. Er erhält daran nur die hierfür erforderlichen Nutzungsbefugnisse. Weitergehende Rechte an den Vorleistungen bleiben unberührt.
§ 1.1.2 Nutzung, Bearbeitung, Weitergabe und Urheberkennzeichnung
(1) Der Auftragnehmer darf die Vorleistungen zur Vertragserfüllung nutzen, vervielfältigen, bearbeiten und in die geschuldeten Leistungsergebnisse einbeziehen. Eine Nutzung außerhalb der Vertragserfüllung, insbesondere eine eigenständige Veröffentlichung oder Weitergabe an Dritte, bedarf der vorherigen Zustimmung der Auftraggeberin in Textform.
(2) Die zur Vertragserfüllung erforderliche Weitergabe an nach § 7 ZUG-Dienstleistungsauftrag zulässige Unterauftragnehmer ist gestattet. Der Auftragnehmer stellt sicher, dass diese die Vorleistungen ausschließlich für die ihnen übertragenen Leistungen verwenden. § 7 Abs. 5 ZUG-Dienstleistungsauftrag bleibt unberührt.
(3) Bei Verwendung der Vorleistungen sind vorhandene Urheber- und Quellenangaben beizubehalten. Bearbeitungen sind als solche kenntlich zu machen, soweit dies für die zutreffende Zuordnung der Vorleistungen und Bearbeitungsanteile erforderlich ist. Die Nutzung unabhängig erworbenen Fachwissens bleibt unberührt.
§ 1.2: Abgrenzung der Nutzungsrechte und Rechteverantwortung
§ 1.2.1 Zuordnung vorbestehender und neu entstehender Nutzungsrechte
(1) Die an den von der Auftraggeberin gemäß § 1.1 bereitgestellten Vorleistungen bestehenden Urheber-, Nutzungs- und sonstigen Schutzrechte bleiben unberührt. Die Überlassung und Bearbeitung der Vorleistungen begründet keine eigenständige Rechtseinräumung des Auftragnehmers an deren vorbestehendem Rechtebestand.
(2) Für die vom Auftragnehmer neu geschaffenen Leistungsergebnisse sowie seine Bearbeitungen und Ergänzungen der Vorleistungen gilt § 10 Abs. 1 bis 3 des ZUG-Dienstleistungsauftrags, soweit daran eigenständige Rechte entstehen. Die Nutzungsrechte an den zugrunde liegenden Vorleistungen werden hierdurch nicht erweitert.
§ 1.2.2 Rechtegewährleistung, Freistellung und Anzeige von Rechtekonflikten
(1) Abweichend von § 10 Abs. 4 des ZUG-Dienstleistungsauftrags schuldet der Auftragnehmer weder die Beschaffung noch die Gewährleistung der bereits bei Überlassung erforderlichen Nutzungsrechte an den von der Auftraggeberin bereitgestellten Vorleistungen.
(2) Abweichend von § 16 Abs. 2 Satz 2 und 3 des ZUG-Dienstleistungsauftrags besteht keine Freistellungs- oder Kostentragungspflicht des Auftragnehmers, soweit Ansprüche Dritter auf fehlenden oder eingeschränkten Rechten der Auftraggeberin an diesen Vorleistungen beruhen und nicht durch eine Pflichtverletzung des Auftragnehmers verursacht wurden.
(3) Im Übrigen bleiben § 10 Abs. 4 und § 16 Abs. 2 des ZUG-Dienstleistungsauftrags unberührt. Dies gilt insbesondere für die vom Auftragnehmer neu geschaffenen Leistungsergebnisse, seine Bearbeitungen und Ergänzungen, von ihm eingebrachte Bestandteile sowie eine vertragswidrige Nutzung der Vorleistungen.
(4) Der Auftragnehmer ist nicht verpflichtet, den vorbestehenden Rechtebestand der Auftraggeberin eigenständig zu prüfen. Werden ihm bei der Vertragserfüllung konkrete Anhaltspunkte für entgegenstehende Rechte Dritter bekannt, hat er die Auftraggeberin hierüber unverzüglich in Textform zu unterrichten. Eine erkennbar rechtsverletzende Nutzung oder Bearbeitung hat er bis zur Klärung zu unterlassen.
Teil 2: Software, Drittkomponenten und Datenbanken
§ 2.1 Vorbestehende Software und Drittkomponenten
§ 2.1.1 Einsatz und Kennzeichnung eigener Software, Drittsoftware und Open-Source-Komponenten
(1) Bei der Entwicklung des Analysewerkzeugs ist zwischen neu geschaffenen Softwarebestandteilen, vorbestehender Software des Auftragnehmers und Software Dritter einschließlich Open-Source-Komponenten zu unterscheiden.
(2) Der Auftragnehmer hat vorbestehende Softwarebestandteile gemäß Ziffer 2.2 der Leistungsbeschreibung so zu kennzeichnen und zu dokumentieren, dass ihre Herkunft, die jeweiligen Rechteinhaber und die anwendbaren Lizenzbedingungen eindeutig zugeordnet werden können.
(3) Die Nutzungsrechte an neu geschaffenen Softwarebestandteilen richten sich nach § 10 des ZUG-Dienstleistungsauftrags. Die Rechte an vorbestehenden Bestandteilen bleiben unberührt; die für deren vertragsgemäße Nutzung erforderlichen Rechte bestimmen sich nach § 2.1.2 dieser BVB.
§ 2.1.2 Nutzungsrechte, Lizenzbedingungen und technische Abhängigkeiten
(1) Der Auftragnehmer hat der Auftraggeberin an vorbestehenden Softwarebestandteilen die Rechte einzuräumen oder zu verschaffen, die für die vertragsgemäße Nutzung, Vervielfältigung, Wartung, Fehlerbehebung, Bearbeitung und Weiterentwicklung des Analysewerkzeugs erforderlich sind. Dies umfasst auch die Durchführung dieser Tätigkeiten durch von der Auftraggeberin beauftragte Dritte.
(2) Die Nutzung vorbestehender Softwarebestandteile richtet sich nach den jeweils wirksam geltenden Lizenzbedingungen. Diese dürfen die nach Ziffer 2.2 der Leistungsbeschreibung geschuldete eigenständige Nutzung und Weiterentwicklung des Analysewerkzeugs nicht ausschließen. Die Rechte der Auftraggeberin an neu geschaffenen Softwarebestandteilen gemäß § 10 Abs. 2 und 3 des ZUG-Dienstleistungsauftrags bleiben unberührt.
(3) Der Einsatz vorbestehender Softwarebestandteile darf keine fortlaufende Beauftragung des Auftragnehmers voraussetzen. Weitergehende technische und funktionale Anforderungen ergeben sich aus Ziffer 2.2 der Leistungsbeschreibung.
§ 2.1.3 Offenlegungspflichten, Rechtebeschaffung und Lizenzkosten
(1) Der Auftragnehmer hat die für die vertragsgemäße Nutzung wesentlichen Lizenzbedingungen, Nutzungsbeschränkungen, technischen Abhängigkeiten und Folgekosten entsprechend Ziffer 2.2 und Ziffer 4.1 Buchstabe C der Leistungsbeschreibung bereits im Angebot offenzulegen. Werden weitere Beschränkungen oder Kosten erst nach Vertragsschluss erkennbar, hat er die Auftraggeberin unverzüglich in Textform darüber zu unterrichten.
(2) Die Beschaffung der geschuldeten Nutzungsrechte erfolgt nach § 10 Abs. 4 und 6 des ZUG-Dienstleistungsauftrags. Die hierfür erforderlichen Kosten sind nach Maßgabe der Leistungsbeschreibung und des bezuschlagten Preisblatts mit der vereinbarten Vergütung abgegolten. Etwaige laufende Lizenz- oder Betriebskosten nach Projektabschluss sind gesondert auszuweisen; eine Zahlungspflicht der Auftraggeberin hierfür entsteht nur aufgrund einer entsprechenden Vereinbarung.
(3) Stehen Lizenzbedingungen der vertragsgemäßen Nutzung entgegen, hat der Auftragnehmer die erforderlichen Rechte zu beschaffen oder eine vertragsgemäße Alternative bereitzustellen. Eine hiervon abweichende Nutzung bedarf einer ausdrücklichen, vergaberechtlich zulässigen Vereinbarung der Vertragsparteien in Textform. Die bloße Offenlegung einer Lizenzbeschränkung begründet keine solche Abweichung.
§ 2.2 Externe Datenbanken und Datenrechte
§ 2.2.1 Nutzung externer Datenbanken und nicht übertragbarer Originaldaten
(1) Der Auftragnehmer darf externe Datenbanken nach Maßgabe von Ziffer 2.2 der Leistungsbeschreibung verwenden. Er hat sicherzustellen, dass die Nutzung der Daten für die Vertragserfüllung und die bestimmungsgemäße Verwendung der Leistungsergebnisse rechtlich zulässig ist.
(2) Soweit Lizenzbedingungen externer Datenbanken die Übergabe von Originaldaten ausschließen, entfällt die Pflicht zu deren Übergabe nach Maßgabe von Ziffer 2.2 der Leistungsbeschreibung. Abweichend von § 10 Abs. 4 des ZUG-Dienstleistungsauftrags ist der Auftragnehmer insoweit nicht verpflichtet, Rechte zur Übergabe oder Weiterlizenzierung dieser Originaldaten zu beschaffen.
(3) Die übrigen Anforderungen an das Analysewerkzeug, die zu übergebenden Daten und die Nutzungsrechte der Auftraggeberin bleiben unberührt.
§ 2.2.2 Nutzungsrechte an übergebenen Daten, Kennwerten, Veröffentlichungsprodukten
(1) Der Auftragnehmer hat sicherzustellen, dass die Auftraggeberin die übergebenen Daten und abgeleiteten Kennwerte im vertraglich geschuldeten Umfang nutzen, vervielfältigen, bearbeiten und für den Betrieb sowie die Weiterentwicklung des Analysewerkzeugs verwenden darf. Dies schließt die hierfür erforderliche Nutzung durch von der Auftraggeberin beauftragte Dritte ein.
(2) Für die vom Auftragnehmer neu geschaffenen Datenmodelle, Berechnungsergebnisse und sonstigen Leistungsergebnisse gilt § 10 des ZUG-Dienstleistungsauftrags. Rechte Dritter an zugrunde liegenden Originaldaten bleiben unberührt. Soweit abgeleitete Kennwerte oder sonstige Bestandteile fremden Schutzrechten oder Lizenzbeschränkungen unterliegen, hat der Auftragnehmer die für ihre vertragsgemäße Nutzung erforderlichen Rechte sicherzustellen.
(3) Für die gemäß AP 7 der Leistungsbeschreibung zur Veröffentlichung vorgesehenen Berichte, Tabellen, Grafiken und sonstigen Ergebnisse hat der Auftragnehmer die erforderlichen Veröffentlichungsrechte sicherzustellen. Lizenzgeschützte Originaldaten oder sonstige fremde Bestandteile dürfen darin nur verwendet werden, soweit die vorgesehene Veröffentlichung rechtlich zulässig ist. Andernfalls hat der Auftragnehmer eine vertragsgemäße Darstellung ohne diese Bestandteile zu erstellen.
§ 2.2.3 Reproduzierbarkeit, Aktualisierung und fortbestehende Lizenzabhängigkeiten
(1) Soweit für die Reproduktion oder Aktualisierung von Berechnungen nach Projektabschluss zusätzliche Zugangs- oder Nutzungsrechte an externen Datenbanken erforderlich sind, hat der Auftragnehmer die betreffenden Datenbanken, Lizenzvoraussetzungen, Nutzungsbeschränkungen und hierfür anfallenden Folgekosten nach Maßgabe von Ziffer 2.2 der Leistungsbeschreibung nachvollziehbar zu dokumentieren.
(2) Soweit die Aktualisierung von Daten eine eigene Lizenz der Auftraggeberin voraussetzt, hat der Auftragnehmer dies unter Angabe der erforderlichen Zugangs- und Lizenzvoraussetzungen offenzulegen. Eine Verpflichtung zur Beschaffung fortlaufender Lizenzen nach Projektabschluss besteht nur, soweit diese ausdrücklich vereinbart ist. Die bei Übergabe geschuldete Funktionsfähigkeit und Reproduzierbarkeit des Analysewerkzeugs bleiben hiervon unberührt.
(3) Für die Offenlegung, Beschaffung und Vergütung von Datenbanklizenzen gelten ergänzend § 2.1.3 dieser BVB sowie § 10 Abs. 4 und 6 des ZUG-Dienstleistungsauftrags, soweit § 2.2.1 Abs. 2 dieser BVB nichts Abweichendes bestimmt.
Teil 3: Projektabwicklung und Leistungsänderungen
§ 3.1 Fachliche Konkretisierung des Leistungsumfangs
§ 3.1.1 Konkretisierung von Methodik, Modulportfolio und technischer Umsetzung
(1) Die nach Ziffer 2.5 der Leistungsbeschreibung, insbesondere in den Arbeitspaketen 1 bis 4, vorgesehenen fachlichen und technischen Festlegungen dienen der Konkretisierung des vertraglich vereinbarten Leistungsumfangs.
(2) Die Konkretisierung erfolgt innerhalb der verbindlichen Anforderungen und fachlichen Gestaltungsspielräume der Leistungsbeschreibung und ihrer Anlage 1. Insbesondere bleibt der verbindliche Abdeckungs- und Prüfrahmen des Modulportfolios nach Kapitel 3.4 der Anlage 1 maßgeblich.
§ 3.1.2 Verbindlichkeit und Dokumentation fachlicher Abstimmungen und Freigaben
(1) Die von der Auftraggeberin nach Maßgabe der Leistungsbeschreibung freigegebenen fachlichen Spezifikationen und Festlegungen bilden im Umfang des vereinbarten Leistungsumfangs die verbindliche Grundlage für die weitere Leistungserbringung.
(2) Fachliche Freigaben bedürfen der Textform gemäß § 126b BGB und müssen den freigegebenen Gegenstand einschließlich des maßgeblichen Bearbeitungsstands eindeutig erkennen lassen. Die Freigabe kann im jeweiligen Projektprotokoll erklärt werden.
(3) Die bloße Übersendung eines Protokolls oder das Ausbleiben von Korrekturhinweisen innerhalb der in Ziffer 2.4 der Leistungsbeschreibung vorgesehenen Frist gilt nicht als fachliche Freigabe.
§ 3.1.3 Abgrenzung zwischen Konkretisierung und Vertragsänderung
(1) Fachliche Abstimmungen, Festlegungen und Freigaben nach § 3.1.1 und § 3.1.2 dieser BVB dienen der Konkretisierung des vereinbarten Leistungsumfangs. Sie begründen für sich genommen weder eine Erweiterung oder Einschränkung der geschuldeten Leistungen noch eine Änderung der vereinbarten Vergütung oder verbindlicher Leistungstermine.
(2) Änderungen des vereinbarten Leistungsumfangs sowie ihrer vergütungs- oder terminlichen Folgen richten sich nach § 3.2 dieser BVB. Die Verbindlichkeit fachlicher Konkretisierungen innerhalb des bestehenden Leistungsumfangs bleibt unberührt.
§ 3.2 Leistungsänderungen und zusätzliche Leistungen
§ 3.2.1 Voraussetzungen und Abgrenzung zusätzlicher Leistungen
(1) Eine Leistungsänderung liegt vor, wenn die Parteien eine Änderung oder Erweiterung des vertraglich vereinbarten Leistungsumfangs vereinbaren. Fachliche Konkretisierungen innerhalb des bestehenden Leistungsumfangs nach § 3.1 dieser BVB stellen keine Leistungsänderung dar.
(2) Die nach der Leistungsbeschreibung geschuldeten Fehlerkorrekturen, Anpassungen und Optimierungen, insbesondere im Rahmen der Arbeitspakete 5 bis 7, sind keine zusätzlichen Leistungen. Gleiches gilt für die zur vertragsgemäßen Leistungserbringung erforderliche Mängelbeseitigung.
(3) Weitergehende Funktions- und Erweiterungswünsche, die über den vereinbarten Leistungsumfang hinausgehen, bedürfen einer gesonderten Beauftragung nach § 3.2.2 dieser BVB.
§ 3.2.2 Änderungsverfahren, Vertretungsbefugnis und Textform
(1) Beabsichtigte Leistungsänderungen sind der jeweils anderen Vertragspartei in Textform mitzuteilen. Der Auftragnehmer hat auf Verlangen der Auftraggeberin die Auswirkungen auf den Leistungsumfang, die Vergütung und die verbindlichen Leistungstermine darzulegen.
(2) Eine Leistungsänderung bedarf einer ausdrücklichen Vereinbarung der hierzu vertretungsberechtigten Vertragsparteien in Textform gemäß § 17 Abs. 7 des ZUG-Dienstleistungsauftrags. Die Vereinbarung muss den geänderten Leistungsumfang sowie etwaige Auswirkungen auf Vergütung und Leistungstermine eindeutig bestimmen.
(3) Die Benennung als fachliche Ansprechperson oder Projektleitung begründet für sich genommen keine Befugnis zur Änderung des Vertrags. Fachliche Abstimmungen, Freigaben und Projektprotokolle ersetzen eine Vereinbarung nach Absatz 2 nicht.
§ 3.2.3 Vergütungs- und terminliche Auswirkungen
(1) Die Vergütung zusätzlicher oder geänderter Leistungen richtet sich nach der jeweiligen Änderungsvereinbarung. Bis zu deren Zustandekommen bleibt der vereinbarte Leistungsumfang zu den bisherigen Vertragsbedingungen maßgeblich.
(2) Ohne wirksame Beauftragung besteht nach § 4 Abs. 5 des ZUG-Dienstleistungsauftrags kein Anspruch auf zusätzliche Vergütung oder Kostenerstattung. Gesetzliche Ansprüche bleiben unberührt.
(3) Änderungen verbindlicher Leistungstermine bedürfen einer entsprechenden Vereinbarung. Die nach Ziffer 2.6 der Leistungsbeschreibung zulässige fachliche Anpassung und Parallelisierung der Projektplanung innerhalb des vereinbarten Leistungszeitraums bleibt hiervon unberührt.



Teil 4: Abnahme und sonstige 
auftragsspezifische Vertragsbedingungen
§ 4.1 Projektfreigaben, Teilabnahmen und Gesamtabnahme
§ 4.1.1 Abgrenzung fachlicher Freigaben von werkvertraglichen Abnahmen
(1) Fachliche Abstimmungen und Freigaben nach der Leistungsbeschreibung, insbesondere von Spezifikationen, Prototypen, Arbeitsversionen und Meilensteinen, dienen der Projektsteuerung und der Fortsetzung der Leistungserbringung. Sie stellen keine Abnahme im Sinne des § 640 Abs. 1 BGB dar.
(2) Die werkvertragliche Abnahme bedarf einer ausdrücklichen Erklärung der Auftraggeberin in Textform gemäß § 126b BGB. Eine mündliche oder konkludente Abnahme ist ausgeschlossen. Die gesetzliche Abnahmefiktion gemäß § 640 Abs. 2 BGB bleibt mit der Maßgabe anwendbar, dass der Auftragnehmer die Auftraggeberin bei der Aufforderung zur Abnahme unter Setzung einer angemessenen Frist in Textform ausdrücklich darauf hinzuweisen hat, dass die Leistung mit Ablauf dieser Frist als abgenommen gilt, sofern die Auftraggeberin die Abnahme nicht innerhalb der Frist unter Angabe mindestens eines nicht nur unwesentlichen Mangels verweigert. Die Anforderungen an Teil- und Gesamtabnahmen gemäß Ziffer 3 der Leistungsbeschreibung und § 4.1.2 dieser BVB bleiben unberührt.
§ 4.1.2 Voraussetzungen und Rechtswirkungen der Teilabnahmen
(1) Die Abnahme der Leistungen der einzelnen Arbeitspakete 1 bis 7 erfolgt nach Maßgabe von Ziffer 3 der Leistungsbeschreibung und § 5 Abs. 2 des ZUG-Dienstleistungsauftrags. Voraussetzung ist die vollständige Erbringung der für das jeweilige Arbeitspaket vereinbarten abnahmefähigen Leistungen. Wegen unwesentlicher Mängel darf die Abnahme nicht verweigert werden.
(2) Der Auftragnehmer hat die zur Abnahme vorgesehenen Leistungen unter eindeutiger Bezeichnung des Arbeitspakets und des jeweiligen Leistungsstands in Textform zur Prüfung bereitzustellen. Die Auftraggeberin erklärt nach Durchführung der erforderlichen Prüfung die Abnahme oder deren Verweigerung in Textform. Eine Abnahme unter Vorbehalt bleibt zulässig.
(3) Die Rechtswirkungen einer Teilabnahme beschränken sich auf die jeweils abgenommenen Leistungen. Die Verpflichtung des Auftragnehmers zur vertragsgemäßen Erbringung der übrigen Leistungen, insbesondere zur abschließenden Integration und Funktionsfähigkeit des Analysewerkzeugs, bleibt unberührt. § 8 des ZUG-Dienstleistungsauftrags gilt auch für Teilabnahmen.
§ 4.1.3 Abschließende Gesamtprüfung und Abschluss von AP 7 
(1) Die abschließende technische Gesamtprüfung des Analysewerkzeugs erfolgt nach den Anforderungen von AP 7 der Leistungsbeschreibung. Sie umfasst insbesondere die Funktionsfähigkeit des integrierten Analysewerkzeugs und die Reproduzierbarkeit der vereinbarten Beispielkonfigurationen. Die Rechtswirkungen bereits erklärter Teilabnahmen bleiben unberührt.
(2) Die bei MS 7.3 der Leistungsbeschreibung vorgesehene Abnahme ist eine rechtsgeschäftliche Teilabnahme im Sinne des § 640 Abs. 1 BGB. Sie erfasst die dort bezeichneten finalen Veröffentlichungsfassungen und technischen Übergabeleistungen. Abweichend von § 4.1.2 Abs. 1 Satz 2 dieser BVB setzt sie nicht die vollständige Erbringung des Arbeitspakets 7 voraus. Ihre Rechtswirkungen beschränken sich auf die abgenommenen Teilleistungen.
Die Abnahme des gesamten Arbeitspakets 7 setzt zusätzlich die vollständige Erbringung der unter MS 7.4 geschuldeten Leistungen einschließlich der Abschlussveranstaltung und des öffentlichen Release voraus. Erst mit der Abnahme des vollständig erbrachten Arbeitspakets 7 wird dessen vereinbarte Teilvergütung nach Ziffer 3 der Leistungsbeschreibung fällig. § 5 des ZUG-Dienstleistungsauftrags bleibt unberührt.
(3) Die gesetzliche Abnahmefiktion gemäß § 640 Abs. 2 BGB wird ausgeschlossen. Die Auftraggeberin hat die vom Auftragnehmer vollständig und prüffähig zur Abnahme bereitgestellten Leistungen innerhalb einer nach Art und Umfang angemessenen Frist zu prüfen und die Abnahme zu erklären oder unter Angabe bestehender Mängel zu verweigern. Gesetzliche Ansprüche des Auftragnehmers bei unberechtigter Verweigerung oder Verzögerung der Abnahme bleiben unberührt.
§ 4.2 Vertragslaufzeit und Verlängerungsoptionen
§ 4.2.1 Ausübung der Verlängerungsoptionen und Auswirkungen auf Leistungstermine
(1) Mit wirksamer Ausübung einer Verlängerungsoption nach Ziffer 2.6 der Leistungsbeschreibung in Verbindung mit § 3 Abs. 1 des ZUG-Dienstleistungsauftrags verlängert sich der Leistungserbringungszeitraum um die erklärte Dauer. Der vertragliche Endtermin für die noch ausstehenden Abschlussleistungen verschiebt sich entsprechend, ohne dass es einer gesonderten Zustimmung des Auftragnehmers bedarf. Der vereinbarte Leistungsumfang bleibt unverändert.
(2) Der Auftragnehmer hat den Projektzeitplan unter Berücksichtigung der verlängerten Laufzeit fortzuschreiben und der Auftraggeberin nur auf ausdrückliche Anforderung in Textform gem. § 126b BGB vorzulegen. Bereits fällig gewordene Leistungstermine und entstandene Ansprüche wegen Pflichtverletzungen bleiben unberührt. Änderungen sonstiger verbindlicher Leistungstermine bedürfen einer gesonderten Vereinbarung in Textform gemäß § 17 Abs. 7 des ZUG-Dienstleistungsauftrags.
§ 4.2.2 Vergütungsrechtliche Folgen und zusätzliche Leistungen
(1) Die bloße Verlängerung des Leistungserbringungszeitraums begründet bei unverändertem Leistungsumfang keinen Anspruch auf zusätzliche Vergütung. Die vereinbarten Pauschalfestpreise gemäß Ziffer 3 der Leistungsbeschreibung und § 4 Abs. 2 des ZUG-Dienstleistungsauftrags bleiben maßgeblich.
(2) Für zusätzliche oder geänderte Leistungen gilt § 3.2 dieser BVB. Gesetzliche Ansprüche, insbesondere aufgrund von Pflichtverletzungen oder unterbliebener Mitwirkung, bleiben unberührt.
§ 4.3 Technische Mitwirkung und Bereitstellung
§ 4.3.1 Technische Zielumgebung, Zuständigkeiten und Zugänge
(1) Die für die Anwendererprobung nach AP 6 der Leistungsbeschreibung erforderliche Zielumgebung sowie die technischen Voraussetzungen und Zugänge sind im Rahmen der Projektplanung nach Ziffer 2.4 und 2.5 der Leistungsbeschreibung abzustimmen und einschließlich der jeweiligen Zuständigkeiten zu dokumentieren. Der Auftragnehmer hat der Auftraggeberin die hierfür erforderlichen technischen Anforderungen rechtzeitig mitzuteilen.
(2) Der Auftragnehmer ist für die vertragsgemäße und funktionsfähige Bereitstellung der Arbeitsversion einschließlich der nach AP 6 geschuldeten Unterlagen und Testdaten verantwortlich. Die Auftraggeberin erbringt die ihr nach den Vertragsunterlagen zugewiesenen Mitwirkungshandlungen. Weitergehende Mitwirkungspflichten werden hierdurch nicht begründet.
(3) Der nach AP 6 der Leistungsbeschreibung vorgesehene mindestens vierwöchige zusammenhängende Erprobungszeitraum beginnt, sobald die Arbeitsversion auf der vereinbarten Zielumgebung funktionsfähig bereitsteht und die für ihre Nutzung erforderlichen Zugänge verfügbar sind.
§ 4.3.2 Mitwirkungspflichten, Mitwirkungshindernisse und Rechtsfolgen
(1) Der Auftragnehmer hat erkennbare Mitwirkungshindernisse, die die vertragsgemäße Leistungserbringung beeinträchtigen können, der Auftraggeberin unverzüglich in Textform anzuzeigen. Die Anzeige muss das Hindernis, die erforderliche Mitwirkung sowie die voraussichtlichen Auswirkungen auf die Leistungserbringung und vereinbarte Termine konkret bezeichnen.
(2) Die Vertragsparteien stimmen die zur Beseitigung des Hindernisses erforderlichen Maßnahmen im Rahmen ihrer vertraglichen Pflichten ab. Der Auftragnehmer hat die ihm möglichen und zumutbaren Maßnahmen zur Begrenzung der Auswirkungen zu ergreifen.
(3) Die Anzeige eines Mitwirkungshindernisses begründet für sich genommen weder eine Änderung verbindlicher Leistungstermine noch einen zusätzlichen Vergütungsanspruch. Vertragsänderungen richten sich nach § 3.2 dieser BVB. Gesetzliche Rechte und Ansprüche, insbesondere bei unterbliebener Mitwirkung der Auftraggeberin, bleiben unberührt.
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